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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 
Anfrage Sébastien Frossard / Nicole Lehner-Gigon 2013-CE-36 [QA 3154.13] 

Sektion Tierschutz – Hundewesen des Amts für 
Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen: Vermischung 
privater Tätigkeiten und öffentlicher Aufgaben durch 
bestimmte Mitarbeitende? 
 

I. Anfrage 

Eine Freiburger Bürgerin, Doktorin der Veterinärmedizin und diplomierte Verhaltensmedizinerin, 
hat der Petitionskommission vor kurzem folgende Fakten zur Kenntnis gebracht, welche die Sektion 
Tierschutz – Hundewesen des Amts für Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen (LSVW) des 
Kantons Freiburg betreffen: 

• Der Spezialist für Hundewesen des LSVW und sein Adjunkt sind, parallel zu ihren 
öffentlichen Ämtern, privat namentlich als Hundeausbildner tätig. Sie stehen im Übrigen auf 
der Liste der anerkannten Hundeausbildner, die auf der Website des LSVW verfügbar ist. 
Neben seinem Status als Hundeausbildner war ersterer bis vor kurzem Präsident der 
Amicale cynologique de Marly (ACM); der zweite ist dort Ausbildner; 

• Sie sind zudem als Ausbildner und Erzieher bei der Fédération Romande de Cynologie 
(FRC) aufgeführt, bei der es sich um eine private Organisation handelt; 

• Der Spezialist für Hundewesen des LSVW hat 2012 ein Büchlein mit dem Titel «Futurs 
propriétaires de chiens – FPC» verfasst. Gemäss dem Generalsekretär der ILFD wurde diese 
Arbeit im Auftrag der FRC ausgeführt, im Einvernehmen mit dem ehemaligen Vorsteher 
des LSVW und offiziell ausserhalb seiner Verwaltungstätigkeit; 

• Der Verfasser des erwähnten Büchleins bewirbt darin mehrmals die Kurse der FRC; 

• Das LSVW mietet die Anlagen der Amicale cynologique de Marly, um dort Beurteilungen 
der Führungsfähigkeit von bewilligungspflichtigen Hunden durchzuführen. Diese 
Beurteilungen werden vom Spezialisten für Hundewesen des LSVW und seinem Adjunkt 
durchgeführt, die wie erwähnt Mitglieder der ACM sind. 

Gestützt auf diese Informationen richtet die Petitionskommission die folgenden Fragen an den 
Staatsrat: 

1. Der Spezialist für Hundewesen des LSVW und sein Adjunkt sind dafür zuständig, 
Personen, die Hundeausbildnerinnen oder Hundeausbildner werden möchten, die 
kantonalen Zulassungen auszustellen. Privat sind sie jedoch selbst als Hundeausbildner 

tätig. Wer entscheidet über sie? 

2. Als Mitglieder der ACM und der FRC können sie sich veranlasst sehen, Zulassungen an 

andere Mitglieder dieser beiden Vereine – und somit mögliche private Bekanntschaften – 

auszustellen. Machen sie in solchen Situationen von ihrer Ausstandspflicht Gebrauch? 

Angesichts ihrer Stellung als private Ausbildner stellt sich die gleiche Frage auch, wenn 
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Personen, die ihre Kunden/Schüler waren oder sind, ein Gesuch um eine kantonale 

Zulassung stellen; 

3. Warum enthielt das Büchlein « Futurs propriétaires de chiens – FPC », das offiziell von 

der FRC in Auftrag gegeben worden war, in einer ersten Version die Angabe «© Autor / 

LSVW - FR- Abteilung Veterinärwesen / Name des Spezialisten für Hundewesen des 

LSVW»? Dieser Verweis auf das LSVW wurde in einer neuen Auflage des besagten 

Büchleins entfernt; nur der Name des Spezialisten für Hundewesen des LSVW ist darin 

noch als Autor angegeben. Warum wurde dieser Verweis auf das LSVW ursprünglich 

gemacht? Welche Rolle kam dem LSVW bei der Ausarbeitung dieses Büchleins genau 

zu? 

4. Warum macht das LSVW keinen Turnus bei der Miete der Anlagen, wo die Beurteilungen 

der Führbarkeit von bewilligungspflichtigen Hunden durchgeführt werden? Ein solcher 

Turnus würde eine Gleichbehandlung der ACM-Mitglieder – die bei diesen Beurteilungen 

im Vorteil sind, weil sie sich die Anlagen der ACM gewohnt sind – und der Hundehalter 

anderer Klubs oder Vereine ermöglichen; 

5. Obwohl sie offiziell privat über das Büchlein « Futurs propriétaires de chiens – FPC » 

erfolgte, ist die Förderung der Angebote der Fédération Romande de Cynologie 

problematisch, weil sie durch den Spezialisten für Hundewesen des LSVW erfolgte. 

Dieser ist verantwortlich für die kantonalen Zulassungsverfahren aller Personen, die um 

eine solche Zulassung ersuchen. Müsste er nicht eine gewisse Zurückhaltung an den Tag 

legen, um die aktuellen und zukünftigen Hundeausbildner, die nicht Mitglied der FRC 

sind, gleich zu behandeln? 

Zum Schluss stellen sich zwei zentrale Fragen: 

6. Haben der Spezialist für Hundewesen des LSVW und sein Adjunkt Anweisungen oder 

Empfehlungen von ihren Vorgesetzten erhalten, betreffend die Verschwiegenheits- oder 

Zurückhaltungspflicht bzw. die Ausstandspflicht, die sie bei der Ausübung ihrer 

öffentlichen Funktion wahrnehmen müssten, und zwar vor dem Hintergrund ihrer privat 

ausgeführten Aktivitäten und Mandate? Solche Empfehlungen und ihre Einhaltung 

ermöglichten es, jeden Verdacht und jede Kritik, Richter in eigener Sache zu sein, zu 

vermeiden; 

7. Welches sind die genauen Rollen und Zuständigkeiten der Mitarbeiter der Sektion 

Tierschutz – Hundewesen des LSVW? Welches sind die Pflichten und Richtlinien des 

Bundes und deren Anwendung auf kantonaler Ebene in Bezug auf diese Frage der Rolle 

und Zuständigkeiten? Die Petitionskommission hält eine Klärung in diesem Bereich 

angesichts dieser Problematik der «zwei Hüte», d. h. als Richter in eigener Sache, 

gewisser Mitarbeiter der Sektion Tierschutz – Hundewesen des LSVW für notwendig. 

16. Mai 2013 
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II. Antwort des Staatsrats 

Einleitende Bemerkungen 

Die Petitionskommission stützt sich auf die Eingabe einer Freiburger Bürgerin; diese Eingabe in 

Form von sieben Fragen betrifft hauptsächlich zwei Mitarbeiter des Amts für 

Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen (LSVW). Bevor die gestellten Fragen beantwortet 

werden, möchte der Staatsrat an die umfassenden Arbeiten zur Klärung der Aufgaben, Aufträge und 

Leistungen des LSVW erinnern, die nach dem Stellenantritt seines neuen Vorstehers am 1. August 

2012 vorgenommen wurden. 

Die erste Phase der Reorganisation des LSVW wurde mit dem neuen Organigramm des Amts, 

basierend auf einer neuen Aufteilung der Leistungen, abgeschlossen und am 15. Januar 2013 vom 

Staatsrat bestätigt. Am 26. Januar 2013 hat die Direktorin der Institutionen und der Land- und 

Forstwirtschaft (ILFD) einen neuen Leistungskatalog gutgeheissen. Bis zum 15. April 2013 sind 

109 Pflichtenhefte fertiggestellt und von den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern unterzeichnet 

worden. 

Das Verhältnis zwischen beruflichen und ausserberuflichen Tätigkeiten wurde nach fünfmonatigen 

Arbeiten geklärt, deren Schlussfolgerungen Anfang März 2013 von der ILFD bestätigt wurden. 

Auf Gesetzesebene sind die überflüssigen Aufgaben beseitigt worden. Was das Hundewesen 

betrifft, ist das Reglement vom 11. März 2008 über die Hundehaltung (HHR, SGF 725.31) am 11. 

Dezember 2012 vom Staatsrat mit der Aufhebung von elf Artikeln wesentlich vereinfacht worden. 

1. Der Spezialist für Hundewesen des LSVW und sein Adjunkt sind dafür zuständig, Personen, die 

Hundeausbildnerinnen oder Hundeausbildner werden möchten, die kantonalen Zulassungen 

auszustellen. Privat sind sie jedoch selbst als Hundeausbildner tätig. Wer entscheidet über sie? 

Die kantonale Zulassung als Hundeausbildnerin oder -ausbildner wird in Form einer Verfügung 

erteilt, in der Rechtsmittel vorgesehen sind. Einzig der Kantonstierarzt (oder in seiner Abwesenheit 

sein Stellvertreter) ist dazu befugt, diese Zulassung zu unterzeichnen. Die Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter der OE - Hundewesen tragen die Bestandteile der Dossiers, wie die Gesuche, 

zusammen. Bei der Prüfung der Aktenstücke werden die Voraussetzungen gemäss den in den 

Gesetzesgrundlagen festgelegten Bedingungen überprüft (Art. 28 HHR), d. h. hauptsächlich den 

erfolgreichen Abschluss einer von der Bundesgesetzgebung anerkannten Ausbildung, die Jahre 

Erfahrung und der Besuch der vom LSVW erteilten Weiterbildung. Der Zulassungsentscheid wird 

danach von der Juristin des Amtes überprüft, bevor der Kantonstierarzt ihn unterzeichnet. 

Sofern eine Angestellte oder ein Angestellter des Amts die Voraussetzungen für den Erhalt einer 

Zulassung erfüllt und die Tätigkeit als Hundeausbildnerin oder Hundeausbildner im Sinne von 

Artikel 11 des Gesetzes vom 2. November 2006 über die Hundehaltung (HHG, SGF 725.3) privat 

ausüben möchte, so untersteht sie oder er demselben gesetzlichen Rahmen und kann beim Amt wie 

alle Bürgerinnen und Bürger ein Gesuch einreichen (Art. 27 HHR). 
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2. Als Mitglieder der ACM und der FRC können sie sich veranlasst sehen, Zulassungen an andere 

Mitglieder dieser beiden Vereine – und somit mögliche private Bekanntschaften – auszustellen. 

Machen sie in solchen Situationen von ihrer Ausstandspflicht Gebrauch? Angesichts ihrer 

Stellung als private Ausbildner stellt sich die gleiche Frage auch, wenn Personen, die ihre 

Kunden/Schüler waren oder sind, ein Gesuch um eine kantonale Zulassung stellen; 

Unter den Hundeliebhabern kennen sich viele Leute. Ausserdem ist das Ausbildungsangebot für 

kompetente Hundeausbildnerinnen und -ausbildner nicht sonderlich gross. Daher kann die 

Ausstandspflicht nicht nur auf der alleinigen Tatsache beruhen, jemanden zu kennen, zum Beispiel 

eine Person, die ebenfalls Mitglied der Fédération romande de cynologie (FRC) ist. Um jedoch 

einen allfälligen Interessenskonflikt gemäss den in Artikel 21 des Gesetzes vom 23. Mai 1991 über 

die Verwaltungsrechtspflege (VRG, SGF 150.1) aufgeführten Ausstandsgründen zu vermeiden, und 

um die öffentlichen Aufgaben sicherzustellen, hat der Amtsvorsteher den beiden Mitarbeitern der 

OE – Hundewesen formell mitgeteilt, dass sie nicht über Mitglieder der ACM oder des FRC 

urteilen, bestimmen oder entscheiden können, deren Hund sie privat ausgebildet haben. Die 

Anpassung betreffend die kantonale Zulassung ist am 1. Januar 2013 in Kraft getreten. 

Aus den gleichen Gründen hat der Amtsvorsteher beantragt, dass sich die beiden Mitarbeiter aus 

dem Vorstand sowie aus allen leitenden Funktionen der Amicale de Cynologie de Marly 

zurückzuziehen, was am 22. Februar 2013 vollzogen wurde. 

Für die kantonale Zulassung als Hundeausbildnerin oder -ausbildner wird das unter Punkt 1 

erläuterte Verfahren angewendet. 

Der Staatsrat weist zudem darauf hin, dass die seit dem 1. August 2012 verrichtete 

Abklärungsarbeit gezeigt hat, dass die ausserberuflichen Tätigkeiten der betroffenen Mitarbeiter 

bekannt waren und dass diese vom Staatsrat und vom Kantonstierarzt bewilligt wurden, die zum 

Zeitpunkt ihrer Anstellung im Amt waren. 

3. Warum enthielt das Büchlein « Futurs propriétaires de chiens – FPC », das offiziell von der 

FRC in Auftrag gegeben worden war, in einer ersten Version die Angabe «© Autor / LSVW - 

FR- Abteilung Veterinärwesen / Name des Spezialisten für Hundewesen des LSVW»? Dieser 

Verweis auf das LSVW wurde in einer neuen Auflage des besagten Büchleins entfernt; nur der 

Name des Spezialisten für Hundewesen des LSVW ist darin noch als Autor angegeben. Warum 

wurde dieser Verweis auf das LSVW ursprünglich gemacht? Welche Rolle kam dem LSVW bei 

der Ausarbeitung dieses Büchleins genau zu? 

Ein privates Schadenersatzverfahren ist von einer Privatperson gegen einen Mitarbeiter des LSVW 

eingeleitet worden. Deshalb kann der Staatsrat zum jetzigen Zeitpunkt nicht zu diesem Punkt 

Stellung nehmen. Er kann nur bestätigen, dass dieses Dokument von der FRC kommt, die 

Eigentümerin dieser Ausbildungsdokumente ist. Bis heute konnte nicht aufgeklärt werden, weshalb 

dieses Dokument vor dem Stellenantritt des neuen Amtsvorstehers den Vermerk «LSVW» trug. 

Zudem gibt der betreffende Mitarbeiter diesen privaten Kurs nicht mehr, und zwar seit dem 

1. September 2012. 
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4. Warum macht das LSVW keinen Turnus bei der Miete der Anlagen, wo die Beurteilungen der 

Führbarkeit von bewilligungspflichtigen Hunden durchgeführt werden? Ein solcher Turnus 

würde eine Gleichbehandlung der ACM-Mitglieder – die bei diesen Beurteilungen im Vorteil 

sind, weil sie sich die Anlagen der ACM gewohnt sind – und der Hundehalter anderer Klubs 

oder Vereine ermöglichen; 

2007 suchte das LSVW aus wirtschaftlichen Gründen bereits bestehende Anlagen, die sich zentral, 

aber auch in der Nähe von Granges-Paccot befinden sollten. Angesichts der Anforderungen in 

Zusammenhang mit dem Ablauf der Beurteilungen in diesem heiklen Bereich der 

bewilligungspflichtigen Hunde, müssen die Anlagen strengen Vorschriften genügen. Sie müssen 

namentlich: 

a) die Gleichbehandlung von Haltern von bewilligungspflichtigen Hunden sowie deren 

Privatsphäre sicherstellen, indem die Beurteilungsräumlichkeiten für Dritte unzugänglich 

sind (namentlich für Personen, die die Hunde absichtlich störend beeinflussen könnten, für 

Neugierige aller Art, für die Medien in heiklen Angelegenheiten usw.); 

b) die öffentliche Sicherheit durch Zäune von mindestens 1,8 m Höhe sicherstellen; 

c) für behinderte Personen zugänglich sein; 

d) eine gewisse Ausstattung vorweisen (Schutz vor Witterung, Elektrizität, Toiletten usw.); 

e) eine Möglichkeit bieten, dass das LSVW sein Beurteilungsmaterial einstellen kann; 

f) über zwei gesicherte Gelände von mindestens 800 m2 verfügen; 

g) dem LSVW Priorität einräumen für die Nutzung der Gelände gegenüber der üblichen 

Verwendung durch den Verein. Das LSVW muss das Gelände jederzeit für die Beurteilung 

von bewilligungspflichtigen Rassenhunden nutzen können, wie auch für Hunde, die im 

Rahmen von Untersuchungen wegen Beissunfällen oder übermässigem 

Aggressionsverhalten beurteilt werden müssen. 

Die Anlagen der ACM erfüllen sämtliche oben aufgeführten und im Pflichtenheft festgelegten 

Anforderungen. 

Das LSVW hat sich bei der ACM auch versichert, dass alle Halter von bewilligungspflichtigen 

Rassenhunden, die ein entsprechendes Gesuch stellen, dort einen Privatkurs absolvieren und sich so 

mit dem Beurteilungsgelände vertraut machen können. 

5. Obwohl sie offiziell privat über das Büchlein « Futurs propriétaires de chiens – FPC » erfolgte, 

ist die Förderung der Angebote der Fédération Romande de Cynologie problematisch, weil sie 

durch den Spezialisten für Hundewesen des LSVW erfolgte. Dieser ist verantwortlich für die 

kantonalen Zulassungsverfahren aller Personen, die um eine solche Zulassung ersuchen. Müsste 

er nicht eine gewisse Zurückhaltung an den Tag legen, um die aktuellen und zukünftigen 

Hundeausbildner, die nicht Mitglied der FRC sind, gleich zu behandeln? 

Siehe einleitende Bemerkungen und Antwort auf die Frage 3.  

Dieser Kurs wird nicht mehr erteilt und das Büchlein wird von Mitarbeitern des LSVW nicht mehr 

abgegeben, auch nicht auf privater Basis. 

Seit dem 1. Januar 2013 fällt das Zulassungsverfahren gemäss HHR unter die Zuständigkeit des 

Kantonstierarztes. 
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6. Haben der Spezialist für Hundewesen des LSVW und sein Adjunkt Anweisungen oder 

Empfehlungen von ihren Vorgesetzten erhalten, betreffend die Verschwiegenheits- oder 

Zurückhaltungspflicht bzw. die Ausstandspflicht, die sie bei der Ausübung ihrer öffentlichen 

Funktion wahrnehmen müssten, und zwar vor dem Hintergrund ihrer privat ausgeführten 

Aktivitäten und Mandate? Solche Empfehlungen und ihre Einhaltung ermöglichten es, jeden 

Verdacht und jede Kritik, Richter in eigener Sache zu sein, zu vermeiden; 

Die Vertragsverhältnisse zwischen dem Arbeitgeber und den beiden Angestellten wurden im 

Rahmen von klärenden Sitzungen, die sich auf fünf Monate verteilten, eingehend geprüft. Gestützt 

auf die anwendbare Gesetzgebung und namentlich die Ausstandspflicht nach Artikel 21 ff. VRG hat 

der Amtsvorsteher die beiden betroffenen Personen auch an die Pflichten der Mitarbeiter des 

Staates bei der Ausübung ihrer Tätigkeiten erinnert. Dank diesen Anweisungen sollte in Zukunft 

jeder Verdacht, sich als Richter in eigener Sache zu verhalten, vermieden werden können. 

7. Welches sind die genauen Rollen und Zuständigkeiten der Mitarbeiter der Sektion Tierschutz – 

Hundewesen des LSVW? Welches sind die Pflichten und Richtlinien des Bundes und deren 

Anwendung auf kantonaler Ebene in Bezug auf diese Frage der Rolle und Zuständigkeiten? Die 

Petitionskommission hält eine Klärung in diesem Bereich angesichts dieser Problematik der 

«zwei Hüte», d. h. als Richter in eigener Sache, gewisser Mitarbeiter der Sektion Tierschutz – 

Hundewesen des LSVW für notwendig. 

Für den Vollzug des Tierschutzgesetzes und der Tierschutzverordnung sowie des Gesetzes und des 

Reglements über die Hundehaltung ist der Kanton zuständig. 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Sektion Tierschutz Sektor Hundewesen des LSVW haben 

die Aufgabe, alle Dossiers gemäss den ihnen durch das vorerwähnte Recht übertragenen 

Zuständigkeiten zu behandeln. 

Sämtliche Aufgaben und Zuständigkeiten sind somit im Leistungskatalog des LSVW, im 

Organigramm des LSVW, in den Pflichtenheften der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter und den 

Zeichnungsrechten des Amts festgehalten; die ausserberuflichen Tätigkeiten der beiden 

betreffenden Mitarbeiter wurden ebenfalls geklärt. Diese Elemente werden ebenfalls im Rahmen 

von regelmässigen Qualifikationsgesprächen evaluiert. Dieser Rahmen gilt auch für alle übrigen 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Amts. 

20. August 2013 

 


